OLIVER KRAUSE

Beimlerstraße 13

86157  Augsburg

TEL.: 08 21 – 81 01 – 34 2

FAX.: 08 21 – 81 01 – 34 4

E-MAIL: oliver_krause72@arcor.de
Augsburg, 04-06-2007

Familienkasse Augsburg 

Berliner Allee 28

86153 Augsburg

ANTRAG AUF KINDERGELD

IHR ABLEHNUNGSBESCHEID VOM 21-05-2007

Sehr geehrte Damen und Herren,

der Eingang Ihres Bescheides mit einfacher Post zum 31-05-2007 wird hiermit bestätigt. Nunmehr wird

Einspruch

erhoben gegen diesen Bescheid.

Begründung:

Die Familienkasse geht sowohl tatsächlich wie materiell-rechtlich von einem falschen Sachverhalt aus.

Zum Einen ist es unrichtig, daß das Kind Silas Krause in den Haushalt der Mutter aufgenommen ist. Richtig ist vielmehr, daß Silas in die beiden Haushalte der Eltern, also in den der Mutter wie auch in den des Vaters aufgenommen ist. Es wird gerügt, daß die Familienkasse diesen tatsächlichen Sachverhalt nicht aufgeklärt hat, wie es ihre Pflicht gewesen wäre.

Wenn auch § 64 I EStG im Wortlaut bestimmt, es sei nur einer Person Kindergeld zu zahlen, so ist diese Bestimmung jedoch verfassungswidrig, und damit nichtig. „Kindergeld“ gem. § 64 EStG stellt, wie sich aus der Anspruchgrundlage, dem EStG ergibt, eine Steuersubvention zur Gewährleistung des Existenzminimums des Steuerbürgers und seiner Familie dar. Die Familie des Antragstellers besteht unstrittig aus diesem selbst und seiner minderjährigen Tochter. Nach der Rechtsprechung des BVerfG ( vgl. etwa FamRZ 1999, 291 ) ist das gesamte Existenzminimum der Familie steuerfrei zu stellen ( was i. d. R. über den Freibetrag gem. § 32 EStG geschieht ).

Familien, deren Einkommen so gering ist, daß die Steuerentlastung gem. § 32 EStG nicht das Existenzminimum sichert, werden ( zur Sicherung des Existenzminimums ) gem. der Günstigerregelung des EStG auf die Steuersubvention „Kindergeld“ verwiesen. Diese ist ihnen auf Antrag zur Sicherung des Existenzminimums auszuzahlen. 

Wenn jetzt der Wortlaut des § 64 EStG nur einen Bezugsberechtigten für die Steuersubvention kennt, so ist dies allenfalls historisch zu verstehen. Es gab seit dem Jahre 1964 einmal eine Sozialleistung „Kindergeld“, welche seinerzeit durch das BKGG festgelegt war, einem Gesetz, welches heute zwar noch formal existiert, jedoch in der Realität tatsächlich und faktisch keine Anspruchsgrundlage für eine Sozialleistung mehr darstellt. Im Jahre 1964 war einerseits das gesellschaftliche Phänomen „Scheidung“ eine Ausnahmeerscheinung ( es war also kein ins Gewicht fallendes Problem ), andererseits gab es noch keine EDV zur Abwicklung dieser Leistungen ( was bei getrennter Auszahlung des Kindergeldes an Vater und Mutter zu einem erheblichen verwaltungstechnischen Mehraufwand geführt hätte ). Die Sozialleistung „Kindergeld“ wurde mit dem Jahressteuergesetz 1996 abgeschafft, und stattdessen wurde zur Sicherung des Familienexistenzminimums die Steuersubvention des § 64 EStG, fälschlicherweise als „Kindergeld“ bezeichnet, eingeführt.

Abgesehen davon, daß es im Jahre 2005 schon seit 9 Jahren keine Sozialleistung „Kindergeld“ mehr gibt, haben sich sowohl die gesellschaftlichen Verhältnisse, wie auch der Stand der Technik gewaltig seit 1964 dramatisch gewandelt. Heute wird fast jede 2. Ehe geschieden, und es gibt einen namhaften Anteil unverheirateter Eltern. Dies bewirkt, daß die minderjährigen Kinder von Trennungs- / Scheidungsfamilien gleichzeitig in zwei Haushalte aufgenommen sind ( und diese Trennungs- / Scheidungsfamilien sind gesellschaftlich von bedeutender Anzahl ). Denn nach einfach-gesetzlicher Ausprägung des Art. 6 I GG ( Schutz der Familie ), der Pflicht beider Elternteile zum Umgang mit dem Kinde ( § 1684 BGB ) ist jeder Elternteil verpflichtet, die Infrastruktur ( Wohnraum, Verpflegung etc. ) bereithalten, um dem Kinde die Realisierung seines Rechts auf Umgang mit dem jeweiligen Elternteil zu ermöglichen, zum dem der Elternteil gesetzlich verpflichtet ist. Deswegen bildet jeder Elternteil einer Trennungs- / Scheidungsfamilie zusammen mit dem Kinde eine von Art. 6 I GG geschützte Familie, deren Existenzminimum gem. Art. 2 I i.V.m. Art. 1 I GG vom Staate zu garantieren ist, sei es durch den Kinderfreibetrag des § 32 EStG, oder wie im vorliegenden Falle durch die Steuersubvention gem. § 64 EStG. 

Es ist aber rechtssystemwidrig, wenn nur einer der beiden Trennungsfamilien die Steuersubvention gewährt wird, während sie der anderen verweigert wird. Es sei darauf hingewiesen, daß bei Trennungs- / Scheidungsfamilien aufgrund der bestehenden zwei Haushalte auch zwangsläufig doppelte Kosten, nämlich zur Bereitstellung von zwei Wohnungen ( sowie zusätzlicher Fahrtkosten zum Holen und Bringen der Kinder von einem Haushalt in den anderen ) anfallen. Dies sind Kosten, die sich bedarfserhöhend bei jeder der beiden Trennungsfamilien niederschlagen, also unvermeidlich sind ( In diesem Zusammenhang wird auf BVerfG, FamRZ 1995, 86 hingewiesen ).

Schließlich sei daran erinnert, daß die Verwaltung im Jahre 2005 sich in Deutschland flächendeckend der EDV bedient, um u. a. Leistungsbescheide zu erstellen sowie die Auskehrung von Leistungen an den Bürger zu bewirken. Es ist selbst demjenigen, der lediglich elementarste Grundkenntnisse von EDV hat ( und das sind zwischenzeitlich praktisch alle ) einsichtig, daß es mittels der heute der Verwaltung zur Verfügung stehenden EDV nur ein unmerklicher Mehraufwand ist, eine getrennte Auskehrung der Steuersubvention des § 64 EStG an Vater und Mutter durchzuführen.

Wenn dies, wie der vorliegende Fall zeigt, nicht gemacht wird, so wird dies willkürlich unterlassen; es wird also die eine Trennungs- / Scheidungsfamilie gegenüber der anderen willkürlich benachteiligt, in dem ihr das Existenzminimum verweigert wird. Dies sind Grundrechtsverstöße, also Verletzungen des Art. 3 III ( Diskriminierung aufgrund des i. d. R. männlichen Geschlechts des Haushaltsvorstandes der einen Trennungs- / Scheidungsfamilie ) sowie gegen Art. 2 I i. V. m. Art. 1 I GG. Rechtfertigungsgründe für diese Grundrechtsverletzungen sind aber nicht ersichtlich.

Der angefochtene Bescheid ist also aufzuheben und dem Antragsteller antragsgemäß die Steuersubvention gem. § 64 EStG zu bewilligen.

Mit freundlichen Grüßen

Oliver Krause

